Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/4505 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 27. Juni 1969 

III/l — 73106 — Fe 1/3/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Durchführungsgesetzes EWG Fette 


mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 339. Sitzung am 30. Mai 1969 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ge- 
setzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu neh- 
men. Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Durchführungsgesetzes EWG Fette 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen; 

Artikel 1 

Das Durchführungsgesetz EWG Fette vom 12. Juni 
1967 (Bundesgesetzbl. I S. 593), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Durchführungs- 
gesetzes EWG Getreide, Reis, Schweinefleisch, Eier 
und Geflügelfleisch sowie des Zuckergesetzes vom 
30. Juli 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 874), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

,, 1. die Voraussetzungen und das Verfahren 
für die Vorausfestsetzung der Abschöp- 
fung für Olivenöl nach Artikel 16 der 
Verordnung Nr. 136/66/EWG," 

b) Die bisherigen Nummern 1 bis 3 werden Num- 
mern 2 bis 4. 

c) Die Worte „in Nummer 1 bis 3" werden er- 
setzt durch die Worte „in Nummer 1 bis 4". 

2. § 3 Abs. 2 erster Halbsatz erhält folgende Fas- 
sung: 

„(2) In öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten 
über die Vorausfestsetzung der Abschöpfung für 


Olivenöl nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 sowie über Er- 
stattungen nach Absatz 1 ist der Finanzrechtsweg 
gegeben;" 

3. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) In Rechtsverordnungen nach § 2 Abs. 1 
Nr. 2 und § 3 Abs. 1 kann die Einfuhr- und 
Vorratsstelle oder die Bundesfinanzverwal- 
tung, in Rechtsverordnungen nach § 2 Abs. 1 
Nr. 1 und 4, Abs. 2 und 3, § 5 Nr. 2 und § 6 
kann die Einfuhr- und Vorratsstelle als die 
für die Durchführung zuständige Stelle be- 
stimmt werden." 

b) In Absatz 2 wird vor der Zahl „18" eingefügt: 
.16,". 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 2146/68 des Rates 
vom 20. Dezember 1968 (ABI. Nr. L 314 S. 1) ist der 
Artikel 16 der Verordnung Nr. 136/66/EWG dahin 
geändert worden, daß nunmehr die Möglichkeit der 
Vorausfestsetzung der Abschöpfung bei der Einfuhr 
von Olivenöl aus Drittländern vorgesehen ist. Diese 
Regelung ist erforderlich, um den Importeuren der 
Gemeinschaft angesichts der durch die Schwankun- 
gen des Weltmarktpreises bedingten erheblichen 
Änderungen der Abschöpfung bei Abschluß ihrer 
Verträge die Berechnung des Selbstkostenpreises zu 
ermöglichen. 

Bei der verwaltungsmäßigen Ausführung dieses Ge- 
setzes entstehen keine meßbaren zusätzlichen Sach- 
und Personalkosten. 

B. Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

Durch diese Vorschrift wird die Rechtsetzungser- 
mächtigung für den Erlaß nationaler Durchführungs- 


bestimmungen über die Voraussetzungen und das 
Verfahren für die Vorausfestsetzung der Abschöp- 
fung geschaffen. 


Zu Artikel 1 Nr. 2 

Die Vorausfestsetzung der Abschöpfung ist Bestand- 
teil des durch das Abschöpfungserhebungsgesetz ge- 
regelten Verfahrens. Dementsprechend wird auch 
hier ausdrücklich der Finanzrechtsweg eröffnet. 


Zu Artikel 1 Nr. 3 

Um eine zentrale Erledigung der Verwaltungsauf- 
gaben zu gewährleisten, ist es erforderlich, entspre- 
chend den bereits im Durchführungsgesetz EWG 
Fette getroffenen Regelungen auch für das Verfah- 
ren der Vorausfestsetzung der Abschöpfung die 
Möglichkeit vorzusehen, die Einfuhr- und Vorrats- 
stelle für Fette als die zur verwaltungsmäßigen 
Durchführung zuständige Stelle bestimmen zu kön- 
nen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Das Durchführungsgesetz EWG Fette vom 12. Juni 
1967 und das Gesetz zur Änderung des Durchfüh- 
rungsgesetzes EWG Getreide, Reis, Schweinefleisch, 
Eier und Geflügelfleisch sowie des Zuckergesetzes 
vom 30. Juli 1968 sind mit Zustimmung des Bundes- 
rates verkündet worden. Nach ständiger Rechts- 
auffassung des Bundesrates bedarf daher auch das 
Änderungsgesetz seiner Zustimmung. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Der Auffassung des Bundesrates, das Gesetz be- 
dürfe seiner Zustimmung, weil Bestimmungen mit 
Zustimmung des Bundesrates beschlossener Gesetze 
geändert werden, kann nicht gefolgt werden. Nach 
ständiger Auffassung der Bundesregierung ist ein 
Änderungsgesetz nur dann zustimmungsbedürftig, 
wenn es selbst einen zustimmungsbedürftigen Inhalt 
hat oder wenn er solche Vorschriften ändert, die die 
Zustimmungsbedürftigkeit des geänderten Gesetzes 
begründet hatten oder mit solchen Vorschriften in 
einem untrennbaren Zusammenhang stehen. 

Da das vorliegende Änderungsgesetz diese Voraus- 
setzungen nicht erfüllt, bedarf es der Zustimmung 
des Bundesrates nicht. 


5 



